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Pressemitteilung


 
Geplante Mietrechtsänderung der Regierung scheint vom Tisch

Kündigungsfristen für Mieter und Vermieter ändern sich nicht

Recklinghausen, September 2011 – Die von der großen Koalition geplante Vereinheitlichung der Kündigungsfristen für Vermieter und Mieter scheint vom Tisch. Damit bleiben die aktuell gültigen Fristen bestehen, die für Mieter und Vermieter unterschiedliche Zeiträume vorsehen.
Mieter können aufatmen: Die zu Beginn der schwarz-gelben Koalition geplante Anpassung der Kündigungsfristen von Mietern und Vermieten scheint hinfällig, so berichten gut informierte Kreise. Im Rahmen der Anpassung wäre die Kündigungsfrist für Vermieter auf drei Monate herabgesetzt worden, so dass selbst langjährige Mieter ihre Wohnung innerhalb dieser Frist hätten räumen müssen. „Wir begrüßen es sehr, dass die Regierung von dieser Forderung Abstand genommen hat“ betont Claus O. Deese vom Mieterschutzbund e.V. „Nun haben langjährig wohnende Mieter weiterhin bis zu neun Monaten Zeit, die Wohnung zu räumen.“ Gerade für ältere Menschen, die schon lange in ihrer Wohnung leben, wäre eine kürzere Kündigungsfrist eine große Belastung.    
Kündigungsfristen

Bei der ordentlichen Kündigung durch den Mieter endet das Mietverhältnis unter Einhaltung der allgemeinen Kündigungsfristen. Diese beträgt in der Regel drei Monate. Die Kündigung muss dem Vermieter schriftlich mitgeteilt und das Kündigungsschreiben unterschrieben werden. 

Kündigt der Vermieter dem Mieter, muss er die Kündigung begründen. Auch der Vermieter hat die gesetzlichen Kündigungsfristen zu berücksichtigen. Diese liegen in Abhängigkeit von der Dauer des Mietverhältnisses zwischen drei und neun Monaten. „Vermieter müssen zwingende Gründe vorweisen können, um eine Kündigung zu rechtfertigen“
weiß Claus O. Deese. „Mögliche Gründe können unter anderem Eigenbedarf für den Vermieter oder dessen Angehörige sowie mangelnde wirtschaftliche Verwertbarkeit sein.“
Ursprünglich hat die FDP angestrebt, die Kündigungsfristen von Mietern und Vermietern anzugleichen, da die derzeitige Gesetzeslage die Vermieter in ihren Augen benachteiligt. Nun wird die Bundesregierung aber offenbar auf die geplante Anpassung verzichten. Claus O. Deese: „Weiterhin gilt also, dass der Vermieter in den ersten fünf Jahren nach drei Monaten kündigen darf, nach fünf Jahren muss er sechs Monate warten. Und nach acht oder mehr Jahren erhöht sich die Frist auf neun Monate.“ Und weiter: „Wenn schon eine Gesetzesänderung geplant ist, hätte man zumindest bei vertragstreuen Mietern, denen wegen Eigenbedarf gekündigt worden wäre, die Umzugskosten durch den Vermieter erstatten müssen. Das wäre eine gerechte Gesetzesänderung gewesen.“ 
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Der Mieterschutzbund e.V. (www.mieterschutzbund.de) hat über 23.000 Mitglieder im ganzen Bundesgebiet, deren Interessen kompetent vertreten werden. Der Hauptsitz des Mieterschutzbundes ist in Recklinghausen, weitere Büros gibt es in Herne und Bottrop.

PRaffairs, die Agentur für Kommunikation, Medien und Marken, berät überwiegend Unternehmen mit den Schwerpunkten Nahrungs- und Genussmittel, Wohnen/Leben/Reisen sowie Medizin & Gesundheit. Die Agentur ist spezialisiert auf klassische PR-Instrumente, Medienentwicklung und Social Media-Programme.
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